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LANDESJOURNAL
Tag der Arbeit

Dietmar Schilff, Landesvorsitzender der GdP Niedersachsen (Mitte), war Hauptredner der Kundgebung am 1. Mai.

Liebe GdPler,

am 1. Mai begingen die Gewerk-
schafter in Deutschland ihren Mai-
Feiertag. Zum 125. Mal. Etwas ange-
staubt und ein Relikt aus längst 
vergangenen Klassenkampfzeiten 
mag vielleicht die eine oder der ande-
re von euch denken. 

Und klar, man kann wie beim Mut-
ter- oder Valentins-
tag entgegnen, die-
ser eine „Tag der 
Arbeit“ verändere 
gar nichts und habe 
bestenfalls Symbol-
charakter. Für die 
meisten Berufstäti-
gen sei es nur noch 
ein willkommener 
freier Tag.

Ich erachte es 
aber als wichtig, 
dass sich die Lohn-
empfänger immer 
ihrer Rolle und Stär-
ke als Mehrheit be-
wusst bleiben. Das 
alleine kann so eine 
ritualisierte Zusam-
menkunft schon er-
reichen. 

Und der Zusam-
menhalt in einem 
großen Dachverband wie dem DGB 
ist vor allem wichtig, weil gemeinsam 
weiterhin vieles verändert oder ver-
hindert werden muss. Denken wir 
zum Beispiel nur daran, dass es für 
alle keine erneute Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit geben darf. Ande-
res hingegen, was schon erstritten 
wurde, darf keiner Rückentwicklung 
zum Opfer fallen.

Ihr alle seid in der Gewerkschaft 
der Polizei, weil euch klar ist, dass 
man in einem Zusammenschluss von 
vielen wesentlich mehr erreichen 
kann. Und natürlich gilt selbiges auch 
für mehrere Gewerkschaften, wenn 
sie sich unter einem Dachverband zu-
sammenschließen. Die GdP ist also 

Kleine Minderheit tritt 
gewerkschaftliche Werte mit Füßen

grundsätzlich gut beraten, Mitglied 
dieses Dachverbandes zu sein.

Die Vielfalt eines solchen Dachver-
bandes erfordert allerdings ein höhe-
res Maß an Toleranz und Diskussions-
bereitschaft. Auch uns GdPlern muss 
klar sein, dass wir zwar für die ge-
samte Gesellschaft zuständig aber wir 
dennoch nicht ihr Mittelpunkt sind. 
Unsere Rolle ist und bleibt eine be-

sondere. Aber wir können auch mit 
Stolz auf unsere Berufsbilder blicken 
und dafür zurecht Respekt im Um-
gang mit uns fordern. 

Rund um den vergangenen 1. Mai 
war der leider nicht zu 100% zu spü-
ren. Eine kleine aber später lautstar-
ke und um Autonome verstärkte 
Gruppe von Gewerkschaftsmitglie-
dern fordert den Ausschluss der GdP 
aus dem DGB und versuchte, die tolle 
Rede unseres stellvertretenden Bun-
desvorsitzenden Dietmar Schillf mas-
siv zu stören. Damit traten sie alle ge-
werkschaftlichen Werte mit Füßen. 
Immerhin: Die große Mehrheit der 
Besucher hielt kopfschüttelnd mit 
Wort und Tat dagegen.

Hoffen wir, dass wenigstens das 
Transparent „Polizisten sind Mörder 
und Faschisten“ ausschließlich den 
aggressiv auftretenden Autonomen 
zuzurechnen ist. Dietmar Schilff mit 
seinem Zuruf, „wer sowas hochhalte, 
habe nicht alle Latten am Zaun“, traf 
es auch damit punktgenau.

Diesen Spaltern und Zuarbeitern 
von Rechtspopulisten muss entschie-

den entgegengetreten werden. Sie 
haben in ihrer jeweiligen Gewerk-
schaft nichts zu suchen und ihr Aus-
schluss sollte geprüft werden. Nur 
wenn das passiert, können wir ersten 
zarten Spaltungstendenzen in Bezug 
auf den DGB auch in unserer Ge-
werkschaft wirkungsvoll entgegen-
treten. 

Denn die GdP ist stärker in einem 
starken Dachverband. Und ihr seid 
stärker in eurer starken Gewerkschaft 
der Polizei.

Lüder Fasche
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I m aktuellen Fall des SG Dort-
mund ging es um den Weg vom 
Arzt zum Betrieb.

Der sei nicht versichert, wenn er 
nicht lange dauere, so das Urteil.

Wenn ein Arbeitnehmer nach ei-
nem knapp einstündigen Arztbe-
such während der Arbeitszeit auf 
dem Rückweg zum Betrieb einen 
Verkehrsunfall erleidet, dann liegt 
kein Arbeitsunfall vor, so der Rich-
terspruch aus Dortmund.

Der betroffene Mann war nach 
dem Besuch eines Orthopäden auf 
dem Rückweg zur Arbeit in einen 
Verkehrsunfall verwickelt, bei dem 

er sich erheblich verletzte. Die zu-
ständige Berufsgenossenschaft – 
Holz und Metall in Köln – sah in 
dem Verkehrsunfall keinen entschä-
digungspflichtigen Arbeitsunfall.

Der Weg zum Arzt und zurück sei 
eine unversicherte, private Tätig-
keit.

Arbeitsunfall kontra 
Privatvergnügen

Das Sozialgericht Dortmund be-
stätigte nun diese Auffassung der 
BG. Das SG Dortmund hat entschie-
den, Maßnahmen zur Erhaltung 
oder Wiederherstellung der Ge-
sundheit, wie vorliegend der Arzt-
besuch, seien dem persönlichen Le-
bensbereich des Versicherten 
zuzurechnen und daher unversi-
chert. Dass der Arztbesuch der För-
derung der Gesundheit und damit 
letztlich betrieblichen Belangen 
diene, spiele keine Rolle. Der Kläger 
konnte nicht davon ausgehen, mit 
dem Arztbesuch eine vermeintliche 
Pflicht aus dem Beschäftigungsver-
hältnis zu erfüllen.

Pech im Unglück: Hätte sich der 
Kläger mindestens zwei Stunden in 
der Arztpraxis aufgehalten, wäre 
von einem sogenannten Wegeunfall 
vom „dritten Ort“ ausgegangen 
worden – der Kläger war aber nur 
etwa eine Stunde beim Arzt.

Dritter Ort mit zeitlicher Grenze

Der Hintergrund für die „Dritte-
Ort-Rechtsprechung“ ist folgender: 
Grundsätzlich gilt, dass nur der di-
rekte Weg zur Arbeit oder von der 
Arbeit versichert ist. Wer den Weg 
unterbricht, um irgendwelchen Din-
gen nachzugehen, die mit der Ar-
beit nichts zu tun haben, riskiert 
den Versicherungsschutz. Startet 
oder beendet der versicherte Arbeit-
nehmer seinen Hin- oder Heimweg 
nicht zu Hause, sondern an einem 
anderen Ort, dann stellt sich natür-
lich die Frage, ob dann nur ein Zwi-
schenstopp vorliegt oder Hin- oder 
Heimweg beendet sind, das Ziel 
also erreicht ist. Hier hat das BSG 
bereits 1976 eine zeitliche Grenze 

Kurzer Arztbesuch beendet Versicherungsschutz
Eine wiederkehrende Frage vor deutschen Sozialgerichten: Wegeunfall, ja oder nein?

vorgegeben: Zwei Stunden. Länge-
re Aufenthalte am dritten Ort wei-
sen auf das Ende des Weges hin be-
ziehungsweise dem Beginn, kürzere 
bedeuten, dass es sich um eine Un-
terbrechung und – bei der Fortset-
zung – um einen nicht versicherten 
Weg handelt.

© bund-verlag.de (mst)
Quelle
SG Dortmund (28. 2. 2018)
Aktenzeichen S 36 U 131/17
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Fachgruppenseminar der Bereitschaftspolizei

Die Teilnehmer der Bereitschaftspolizei am informativen Seminar in Tossens.

Gute Gespräche, Erholung, Bil-
dung, Spaß, Meer und die Mög-
lichkeit, mit hochrangigen Füh-

rungskräften in eine konstruktive 
Diskussion einzusteigen?

Doch das gibt’s!!!
Am 16. 4. 2018 gab es das. Die 

Fachgruppe der Bereitschaftspolizei 
der GdP traf sich zu ihrem jährlichen 
Fachgruppenseminar in Tossens. 
Fachgruppenvorsitzender und Semi-
narleiter Jan Singenstreu organisierte 
drei sehr konstruktive Tage mit inter-
essanten Gesprächsgästen und jeder 
Menge Spaß. 

Bei bestem Wetter sowie einer her-
vorragenden Unterkunft mit regiona-
len Köstlichkeiten kam es zu sehr 
kritischen und konstruktiven Diskus-
sionen untereinander, mit dem Direk-
tionsleiter Einsatz, Rainer Zottmann, 
dem Abteilungsleiter der Bereit-
schaftspolizei, Michael Steines, dem 
ständigen Polizeiführer Kai Ditzel 
und dem Landesvorsitzenden der 
GdP, Lüder Fasche. 

Wir waren mit 14 Teilnehmern für 
EUCH dort vertreten, haben uns Ge-
danken gemacht und sind in den Ge-
sprächen für euch eingetreten. Wann 
und wo haben wir sonst die Möglich-
keit, mit den oben genannten Perso-
nen in entspannter Atmosphäre – 
ohne Zeitdruck – in eine konstruktive 
Diskussion einzusteigen?

Belastungsgrenze, Flexibilität 
und Krankheit

In den Gesprächen tauchten Be-
griffe wie Belastungsgrenze, Flexibi-
lität und Krankheit viel zu häufig auf. 
Wir haben darauf aufmerksam ge-
macht, dass es nicht notwendig ist, 
die Belastungsgrenze immer wieder 
aufs Neue auszureizen, um ein Recht 
auf freie Tage oder ein Betonwochen-
ende zu haben.

Es ist nicht mehr hinnehmbar, dass 
die Bereitschaftspolizei aufgrund der 
Personalknappheit immer wieder völ-
lig selbstverständlich zum Selbstbe-
dienungsladen für die Bewältigung 
verschiedenster Einsatzlagen ge-
macht wird!

Eine regelmäßige Erholung von der 
Vielzahl langer und körperlich an-
strengender Einsätze muss eine 
Selbstverständlichkeit sein! Wir sind 
bereit an unsere Belastungsgrenze zu 
gehen, wenn es erforderlich ist. Aber 
es kann nicht sein, dass dies eine 
Grundannahme ist, um ein Anrecht 
auf Erholung zu haben.

Des Weiteren haben wir klar dar-
gestellt, dass eine Stärke von 1/25 
in den Einsatzzügen bereits weit 
unter der Schmerzgrenze liegt. 
Eine uneingeschränkte Einsatzfä-
higkeit ist so nicht mehr zu gewähr-
leisten. Wir fordern eine Auffüllung 

der Einsatzzüge auf eine Stärke 
von 1/38!

Zudem sind bereits geltende Re-
gelwerke da, um eingehalten zu wer-
den. Betonwochenenden müssen ver-
lässlich bleiben und dürfen nur im 
absoluten Ausnahmefall angetastet 
werden.

Wir möchten uns als Fachgruppe 
der Bereitschaftspolizei bei unseren 
Gesprächsgästen für die offenen Wor-
te bedanken. Bei unseren Seminaren 
zeigt es sich regelmäßig, dass wir in 
der Lage sind, kritische Themen an 
die Personen weiterzugeben, wo sie 
hingehören. 

WIR MACHEN UNS FÜR EUCH 
STARK!!!

Nutzt die Möglichkeit und kommt 
2019 mit zum Fachgruppenseminar 
eurer Fachgruppe nach Tossens. An-
melden ist ganz einfach und tut gar 
nicht weh. Wir brauchen euch und 
freuen uns auf euch. Weitere Infos 
bekommt ihr über die Geschäftsstel-
le der GdP oder direkt bei eurer 
Fachgruppe. Schreibt gerne eine E-
Mail an bp@gdp-hb.de und ihr be-
kommt schnellstmöglich eine Ant-
wort.

Die Fachgruppe 
der Bereitschaftspolizei Bremen

Das gibt’s doch nicht!?
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Bundesjugendkonferenz

V. li.: stellvertretender Bundesjugendvorsitzender Ramin Kalali, Landesjugendvorsitzender 
Jannik Wessels, ehemaliger Landesjugendvorsitzender Nils Peters, stellvertretender 
Landesjugendvorsitzender Lennart Nasko und stellvertretende Landesjugendvorsitzende 
Neele Winkelmann

Unter diesem Motto fand am 
9. und 10. April 2018 die 15. 
Bundesjugendkonferenz der 

JUNGEN GRUPPE (GdP) in Potsdam 
statt. Dort trafen sich insgesamt 
104 Delegierte aus allen Landesbe-
zirken, der Bundespolizei und dem 
BKA, welche die Interessen der 
insgesamt 47 000 Mitglieder der 
JUNGEN GRUPPE – also von rund 
einem Viertel der insgesamt 
186 000 GdP-Mitglieder – aus ganz 
Deutschland zu vertreten.

Auch der Landesbezirk Bremen 
war mit drei Delegierten – dem Lan-
desjugendvorsitzenden Jannik Wes-
sels und seinen beiden Stellvertretern 
Lennart Nasko und Neele Winkel-
mann – vertreten. Hierbei hatten wir 
nicht nur die Möglichkeit, uns für die 
Interessen unseres Landesbezirkes 
einzusetzen, sondern vor allem hatten 
wir dort die Chance, über den Teller-
rand unseres kleinen aber feinen 
Bundeslandes hinaus in die anderen 
Bezirke zu schauen und neue Kontak-
te zu knüpfen.

Zu Beginn der Konferenz wurde 
der neue geschäftsführende Bun-

desjugendvorstand gewählt. Ne-
ben dem neuen Vorsitzenden Niels 
Sahling aus dem Landesbezirk 
Hamburg konnten auch wir Bre-
mer mit Ramin Kalali erneut einen 
Kandidaten aufstellen und in den 
Vorstand wählen lassen. An dieser 
Stelle möchten wir nicht nur den 
beiden, sondern natürlich allen 
frisch gewählten des geschäftsfüh-
renden Bundesjugendvorstandes 
gratulieren und euch viel Erfolg 
für die nächsten vier Jahre wün-
schen! Auf eine gute Zusammen-
arbeit! 

Es wurde jedoch nicht nur ein neu-
er Vorstand gewählt, sondern auch 
über diverse Themen wie die bundes-
weit unterschiedliche Besoldung, ein 
verbesserter Schutz für Ermittler in 
belastenden Deliktsbereichen, die 
Gewalt gegen die Polizei, eine mo-
derne, der heutigen Zeit angepasste 
Ausstattung und über einen finanziel-
len Anreiz für Polizeibeschäftigte in 
Hochpreisregionen diskutiert. Ebenso 
wurde über die Einsatzbewältigung 
und die daraus entstehenden Belas-
tungen, zum Beispiel durch den G20-
Gipfel in Hamburg im vergangen 
Jahr, gesprochen. 

fachgruppe senioren

Wer, wenn nicht WIR!

Alles in allem waren es für uns 
zwei interessante und spannende, 
aber auch arbeitsreiche Tage, aus de-
nen wir mit neuen Ideen nach Bre-
men zurückgekehrt sind.

Neele Winkelmann

Bremerhaven
Dienstag, 12. Juni 2018, 16.00 

Uhr, Ernst-Barlach-Haus, Am 
Holzhafen 8

Bremen
Donnerstag, 14. Juni 2018, 

15.30 Uhr, Grollander Krug
Wilhelm Hinners (CDU), Mit-

glied der Bremischen Bürger-
schaft, wird unser Gast sein.

� Wolfgang Karzenburg

Monatstreffen

Seminare Vorbereitung auf den 
Ruhestand:

Für die aufgeführten Seminare 
sind noch Plätze frei!

Bremen: Dienstag, 11. Septem-
ber 2018, 9–16 Uhr, Scharnhorst-
kaserne

Bremerhaven: Dienstag, 25. 
September 2018, 10–16 Uhr, 
DGB-Haus

Anmeldungen für Bremen 
und Bremerhaven in der GdP-
Geschäftsstelle Bremen, 04 21- 
9 49 58 50 oder E-Mail: bremen@
gdp.de

seminartermine
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Aus anderen Landesbezirken

Hannover, 3. Mai 2018

„Der neue Polizei-Messenger 
ermöglicht in der dienstlichen 
Kommunikation der niedersächsi-
schen Polizei nun eine sicherere 
Datenübertragung. Allerdings sehen 
wir NIMes in einigen Bereichen 
kritisch und werden diese Punkte in 
der Pilotphase genau beobachten.“ 
Das sagte der GdP-Landesvorsitzen-
de Dietmar Schilff am Donnerstag 
nach der öffentlichen Vorstellung 
der neuen App für die Polizei.

Vor allem sei nun gewährleistet, 
dass die Kolleginnen und Kollegen 
nicht doch in einem Notfall – wenn 
es mal schnell gehen muss – ihre 
privaten Accounts beim weit ver-
breiteten Dienst „WhatsApp“ nut-
zen müssen. „NIMes bietet eine 
größere Sicherheit im Umgang mit 
sensiblen Daten, die im Zusammen-

hang mit Unfallaufnahmen oder Er-
mittlungen aller Art übermittelt 
werden müssen“, so Schilff weiter. 
Allerdings muss in der dreimonati-
gen Pilotphase genau überprüft 
werden, ob es datenschutzrechtli-

che Probleme gibt, die noch ausge-
räumt werden müssen. 

Insbesondere vor dem Hinter-
grund der Einhaltung arbeitszeit-
rechtlicher Ruhe- und Erholungszei-
ten sieht die GdP Niedersachsen vor 

allem die Nutzung privater Handys 
als problematisch an: „Der Minister 
sagt zwar, dass von keinem Polizis-
ten erwartet werde, NIMes-Nach-
richten in der Freizeit zu lesen, aber 
wir wissen doch alle, wie es ist: Eine 
Nachricht ploppt auf, und dann 
schaut man doch aufs Handy. Hier 
kann und darf die Verantwortung 
nicht auf den Arbeitnehmer abge-
wälzt werden“, erklärte der GdP-
Landesvorsitzende. Seiner Ansicht 
nach sollten alle Polizistinnen und 
Polizisten mit Diensthandys ausge-
stattet werden, um die Trennung von 
Arbeit und Freizeit zu bewahren. Die 
zusätzlichen 1000 Geräte, die nun 
angeschafft werden, seien da ein gu-
ter Anfang. 

In der Pilotphase wird die GdP Nie-
dersachsen die Knackpunkte, die sie 
bei dem neuen Polizeimessenger-Sys-
tem sieht, erneut benennen und die 
entsprechende Dienstvereinbarung, 
die mit dem Polizeihauptpersonalrat 
abgeschlossen wurde, prüfen.

GdP wird Pilotphase des Polizei-Messen-
gers NIMes konstruktiv-kritisch begleiten

GdP-Landesvorsitzender Diet-
mar Schilff: „Es zeigt sich, dass die 
seit 2005 durchgeführten Aktionen, 
Demonstrationen und Gespräche 
mit der Politik von GdP, GEW und 
Verdi nun endlich Wirkung bei der 

SPD Niedersachsen beschließt Wieder-
einführung von Weihnachtsgeld für alle 

Beamtinnen und Beamte
Wichtiges Signal für jahrelange Aktionen von GdP, GEW und Verdi

SPD erzielt haben. Der Antrag ist 
kein Prüfauftrag sondern ein klarer 
Umsetzungsbeschluss an die Lan-
desregierung und an die SPD-
Landtagsfraktion, diese seit 2005 
bestehende Ungerechtigkeit aufzu-

heben. Die Entscheidung des SPD-
Parteitages begrüße ich außeror-
dentlich. Nun erwarten wir zügig 
Gespräche seitens des Ministerprä-
sidenten und der SPD-Landtags-
fraktion.“ 

GdP, GEW und Verdi waren es, 
die sich seit der Abschaffung des 
Weihnachtsgeldes im Jahr 2005 für 
die meisten Beamtinnen und Beam-
ten die gesamte Zeit aktiv für die 
Wiedereinführung eingesetzt ha-
ben, während andere dieses Thema 
offensichtlich schon lange aufgege-
ben hatten. Jedes Jahr kurz vor 
Weihnachten haben Funktionsträ-
ger und Beschäftigte der drei Ö.-D.-

Bad Fallingbostel, 14. April 2018 08

Auf dem ordentlichen Parteitag der SPD Niedersachsen in Bad Falling-
bostel haben die Delegierten Ministerpräsident Stephan Weil und der 
SPD-Landtagsfraktion laut Antragstext den Auftrag erteilt, aktiv darauf 
hinzuwirken, dass die durch die „Regierung Wulff“ vorgenommen Einschnit-
te beim Weihnachtsgeld der niedersächsischen Beamtinnen und Beamten 
rückgängig gemacht werden und hier ein Gleichklang zum Tarifbereich 
hergestellt wird.
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Nähere Informationen zur Reise und zum Frühbucherrabatt 
in der Geschäftsstelle der GdP Bremen

Gewerkschaften im DGB vor dem 
Finanzministerium, vor der Staats-
kanzlei und vor dem Landtag für 
die Rückkehr zu einer Sonderzah-
lung demonstriert. Mit dem Be-
schluss ist nunmehr ein wichtiger 
Schritt getan. 

Der GdP-Landesvorsitzende Diet- 
mar Schilff war mit dem Vertreter 
von GEW, Rüdiger Heitefaut, und 
dem Verdi-Vorsitzenden Detlef 
Ahting beim SPD-Landesparteitag 

in Bad Fallingbostel, wo am Rande 
noch Gespräche mit Verantwortli-
chen und Delegierten auch zum 
Thema Weihnachtsgeld geführt 
wurden. Besonders erfreulich war, 
dass ein IG-Metallvertreter des 
VW-Betriebsrates in Wolfsburg am 
Rednerpult für die Wiedereinfüh-
rung des Weihnachtsgeldes gespro-
chen und damit die Forderungen 
der drei Ö.-D.-Gewerkschaften un-
terstützt hat. Das ist echte Solidari-
tät unter Schwestergewerkschaften 
im DGB.

Aus anderen 
Landesbezirken

Anzeige
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